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Preuſen. 
K. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 
5. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (24. Jan.). 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find überfüllt. Am Miniſtertiſche 
wg . Herr v. Mühler, v. Bodelſchwingh, v. Selchow, Graf 
zur Lippe. 

5 Pr Wrabow theilt unter den Formalien, mit denen jede Sitzung be⸗ 
innt, mit, daß Hr. Reichenſperger, einer Augenentzündung wegen, an der 
eutigen Sitzung nicht theilnehmen kann. (Senſation.) Er theilt ferner mit, 

daß er im Einklange mit dem Beſchluſſe des Hauſes den Hrn. v. Saucken⸗ 

ee aufgefordert hat, ſich binnen 8 Tagen über die Annahme der auf 
ihn gefallenen Wahl zu erklären, und daß er den Hrn. Miniſter des Innern 
davon in Kenntniß geſetzt hat. Darauf iſt ihm ein Schreiben des Miniſters 
zugegangen, das er verlieſt. In dieſem Schreiben erklärt der Hr. Miniſter: 
daß die Staatsregierung nicht anerkennen lönne, daß die Beſchlüſſe des Hau⸗ 
ſes der Abgeordneten über die Giltigkeitserklärung der Wahl des Abg. von 

Saucken⸗Julienfelde unter Vorbehalt der Annahme ſeitens deſſelben binnen 

8 Tagen und über die Beauftragung des Präſidenten des Hauſes, dies dem 

Hrn. v. Saucken⸗Julienfelde mitzutheilen, in der Befugniß des Hauſes der 

Abgeordneten liege. Nach § 24 des Wahlreſkriptes vom 30. Mai 1819 ſei 

der Wahlcommiſſarius von dem betreffenden Beſchluſſe des Hauſes in Kennt⸗ 

niß zu ſetzen und nach $ 31 deſſelben Reſkripts habe ſich der Candidat gegen 
den Wahlcommiſſarius über die Annahme der Wahl zu erklären. — Was 
den geſchluß ad 2 betreffe, jo habe allerdings nach Art. 58 der Verfaſſungs⸗ 

Urkunde das Haus die Legitimation feiner Mitglieder zu prüfen. Dieſe Ber 

ſtimmung könne ſich füglich aber nur auf wirkliche Mitglieder des Hauſes 

beziehen. Das Haus habe kein Recht, Jemand als Abgeordneten zu berufen, 
der nicht aus dem Wahlakt als ſolcher hervorgegangen ſei. Der früher an⸗ 
eführte . ſei nicht zutreffend, da es ſich damals um die wirklich 
fee Wahl von zwei Abgeordneten für denſelben Sitz gehandelt 
abe. Die Regierung wolle daher dem Beſchluſſe des Hauſes ad 1, betref⸗ 
ſend die Ungiltigkeitserklärung der Wahl des Hrn. v. Tettau zuſtimmen, 
erkläre aber, daß die Beſchlüſſe ad 2 und 3 über die Befugniß des Hauſes 
binausgingen, daher als nicht zu Recht beſtehend angeſehen werden müſſen. 

Der Miniſter des Innern werde daher eine Neuwahl anardnen. 

Auf die Mittheilung des Präſidenten vom Beſchluſſe des Hauſes hat 
Hr. v. Saucken geantwortet, daß er aus der dem Schreiben des Präfis 
denten beigefügten Abſchrift der Erklärung der Regierung entnehme, daß die 
Staatsregierung die Auffaſſung des Hauſes der Abgeordneten nicht heile. 
Wenn man ein praktiſches Intereſſe in ſeine Wahl lege, ſo würde ſie im 
jetzigen Falle nur den Erfolg haben, daß zu dem ſchon vorhandenen Con⸗ 

icte ein neuer kommen würde. Dazu aber würde er nur unter Verleug⸗ 

Baß e. ganzen früheren Lebens mitwirken können. Er lehne daher die 

ahl ab. 

Abg. v. Hoverbeck: Er habe die Abſicht gehabt, einen Antrag zu ſtellen, 

bevor er von dem Schreiben des Herrn v. Saucken Kenntniß gehabt. Da 

nun nach der Anſicht des Herrn v. Saucken die Erledigung dieſer Ange⸗ 
legenheit nicht zeitgemäß ſei, und er ſich bewußt ſei, daß das Haus mit 
dieſem Miniſterium noch ganz andere wichtige Dinge abzumachen habe, fo 

abjtrabire er von weiteren Anträgen. 2 

Präſident wird die Schreiben ad acta legen. Abg. Temme zeigt dem 
Haufe feine Mandatsniederlegung an. Der Praͤſident richtet an das Mini: 
terium des Innern die Aufforderung, eine Neuwahl anzuordnen, und zeigt 
erner an, daß der Abg. Reichensperger in ſeinem Entſchuldigungsſchreiben 
erklärt habe, er wolle es dem Hauſe anheimſtellen, ob es ſeine Adreſſe ſofort 
berathen oder die Berathung auf einige Tage hinausſchieben wolle. Der 
Präſident erwartet Anträge aus der Mitte des Hauſes; wenn keine geſtellt 
würden, werde er we Tagesordnung übergeben. 

Abg. Shulz-Borden ftellt den Antrag: die Verhandlung auf einige 
Tage auszuſetzen. Der Antrag wird ausreichend unterſtützt von den Cleri⸗ 
calen und Feudalen. 5 

Die Abstimmung ergiebt die Ablehnung des Antrages, für den nur die 
Glericalen und Feudalen ſtimmen. Das Haus geht ſodann zur Tagesord⸗ 


ng über. x N y 
es Heterent Abg. Tweiten: Es ift eine ſonderbare Erſcheinung, daß die 
Minorität Anträge auf Erlaß einer Adreſſe ſtellt, die, wenn fie eine Bedeu⸗ 
tung haben ſollen, von der Majorität getragen und geſtützt werden müſſen. 
Die Majorität braucht die Discuſſion nicht zu ſcheuen, aber fie iſt der Mei⸗ 
nung, daß eine Adreß⸗Debatte die Verſtändigung über die ſchwebenden Con⸗ 
flicte nur erſchweren kann, alſo den entgegengeſetzten Erfolg haben würde, 
als der wäre, den die Minorität wünſchen mag. Es ſcheint, daß die Mino⸗ 
rität auf die Adreſſe einen Akt der Courtoiſie gegen den Träger der Krone 
ausüben will, aber in dieſem Sinne iſt eine Adreſſe bisher weder von dieſem 
Hauſe, noch von der Staatsregierung aufgefaßt worden. Die Thronrede iſt 
ſo ſehr ein Regierungsakt, daß für ihre Beantwortung der Standpunkt der 
Courtoiſie nicht benußt werden kann. Im Jahre 1861 ſprach die Thronrede 
noch von einer weiſen Fortentwickelung der Verfaſſung; dieſe Hoffnung, 
m. H., iſt verloren gegangen, und ſeitdem iſt dieſes Haus nicht mehr mit 
allgemeinen Adreſſen vor den Thron getreten, ſondern nur mit Special⸗ 
Adreſſen, in denen die Beſchwerden gegen Wahlbeeinfluſſung, die Klagen we⸗ 

en des Budgetconflictes oder wegen Nichterſcheinens der Miniſter, und 
ſcließlich die. Meinung des Hauſes in der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage nie ⸗ 
dergelegt wurden. Alle dieſe Adreſſen find ohne Erfolg geblieben; Sie ken⸗ 
nen, m. H., die Antworten, die dem Hauſe ertheilt wurden. 

Auch heute würde eine Adreſſe, welcher die Majorität zuſtimmen lönnte, 
ohne Erfolg bleiben. Die Drohung des Abg. Wagener mit den Conſequen⸗ 
zen, welche der Beſchluß, keine Adreſſe zu erlaſſen, nach ſich ziehen würde, 
beweiſt ja klar und deutlich, daß wenigſtens von dieſer Seite der Antrag 
auf eine Adreſſe nur als ein Schachzug zu Gunſten der Staats⸗Regierung 
wirken ſoll. Die Majorität wünſcht keine Adreſſe. Die Erfolge der aus⸗ 
wärtigen Politik, die erweiterte Machtſtellung, die kühnen und ruhmwürdigen 

aten der Armee und das Selbſtvirtrauen, mit dem ſie dieſe Thaten aus⸗ 

eführt hat, Alles dies wird freudig im Lande anerkannt, aber dieſe Erfolge 
önnen das preußiſche Volk nicht beſtimmen, ſeine Rechte und Freiheiten auf⸗ 
zugeben. Wenn das preußiſche Volk dieſe Meinung theilte, dann würden 
wir gewiß ſelbſt darum bitten, daß es ſich andere Vertreter wähle, als uns. 
(Zuſtimmung links.) Was nun die Adreß⸗Entwärfe ko betrifft, ſo erinnere 
daran, daß die Parteigenoſſen des Herrn Reichenſperger bei den letzten 
Wahlen von Ratibor bis zur Grafihaft Mors mit den Vertretern der ab⸗ 
ſolutiſtiſchen Richtung geſtimmt haben, wie dieſelbe Erſcheinung ja auch in 
anderen deutſchen Ländern, z. B. in Naſſau, zu Tage getreten iſt. Ich freue 
mich daher um ſo mehr, daß das Centrum erklärt, an der Verfaſſung feſt⸗ 
halten zu wollen, und ich halte dies für ein e Zeichen. (Zuſtim⸗ 
mung.) — Eine Adreßdebatte, m. H., halte ich nur für denkbar, wenn die 
Regierung mit anderen Eröffnungen, als ſie in der Thronrede gegeben hat, 
vor das Haus getreten wäre. Ich will die Mißſtände in der Juli und 
Verwaltung nicht eingehend behandeln, aber der te m. H., hat, 
nur ein Beiſpiel anzuführen, von „erkannten“ Strafen geſprochen, trotzdem 
die Entſcheidung noch nicht rechtskräftig iſt. l N 
ch muß es für höͤchſt bedenklich halten, in einem feierlichen Act eine 
Soll ich daran erinnern, daß das verfaſſungs⸗ 
mäßige Budgetrecht des Landes ausdrücklich in Frage geſtellt iſt, und wenn 
ich an gewiſſe Erklärungen denke, ſo muß ich jagen, daß es nicht blos that⸗ 
fächlich in Frage geftellt, ſondern verletzt worden iſt. — Der Regierung waren 
die Wege nicht unbekannt, auf denen eine Ausgleichung des Conflicts herbei: 
geführt werden konnte: der frühere Nane v. d. Heydt hat dies ſelbſt 
ugeſtanden. Bis auf den heutigen Tag beſtehen dieſe Bedingungen der Ver⸗ 
ändigung und die Staatsregierung hat es ſtets in der Hand gehabt, den 
Ausgleich zu bieten. Sie hat dies nicht gethan; ſie hat vielmehr den un⸗ 
möglichen Verſuch gemacht, eine auf verfaſſungsmäßigem Wege nicht halt⸗ 
bare Sache für verfaſſungsmäßig halten 5 können. So lange die gegen⸗ 
wärtigen Perſonen und das gegenwärtige Syſtem am Ruder ſind, iſt freilich 
eine Löſung des Conflicts kaum denkbar, und doch hat die Regierung, wie 
die Majorität dieſes Hauſes, ein gleich dringendes Intereſſe, den Conflict in 
Seiner ſchroffſten Geſtalt zu befeitigen. Aber, m. H., iſt es füglich zu hoffen, 
daß irgend ein Weg der Ausgleichung gefunden werden kann, welcher der 
Krone die Reorganiſation laſſen und zugleich das Land erleichtern kann? 


Die officibſen und halbofficibſen Blätter haben angedeutet, es folle eine geſetz⸗ 


* 
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Sechsundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


liche Regelung der Militärfrage verſucht werden. Bis jetzt iſt davon noch 
Nichts ſichtbar geworden. 

Es iſt in dieſer Beziehung keine Einigung zu hoffen. In der Thronrede 
ſelbſt iſt der ſchwere Verfaſſungs⸗Conflict nicht erwähnt worden. Ein frem⸗ 
der Leſer derſelben würde nicht glauben, daß in Preußen der budgetloſe Zu⸗ 
ſtand bis in das 4. Jahr dauerte. Verfaſſung und Verwaltung find bei uns 
noch fo verſchieden und auseinander, daß die Verwaltungs⸗Maſchine noch 
ungeſtört fortwirkt, wenn die Verfaſſung ſchon in ihrem Grunde erſchüttert 
iſt. Es hieß in der Thronrede im Januar 1864, das Abgeordnetenhaus habe 
den Verſuch zurückgewieſen, die auf dem Gebiete des Art. 99 der Verfaſſungs⸗ 
urkunde entſtandene Schwierigkeit geſetzlich zu beſeitigen; allein in Wahrheit 
ſollten wir gerade dasjenige geſetzlich ſanctioniren, wogegen wir bisher kämpf⸗ 
ten. Unſere Verfaſſung hätte dann den Namen einer conſtitutionellen 
nicht mehr verdient. (Bravo.) Dann wären wir ſelbſt hinter Hrn. v. Mans 
teuffel's Auffaſſung zurückgegangen, der gerade auf den Art. 99 als aus⸗ 
reichenden Schutz der Volksfreiheit hinwies. Im Jahre 1858 ſoll eine hoch⸗ 
ſtehende Perſon geſagt haben, es möge ein Verſuch gemacht werden, mit der 
Verfaſſung zu regieren; es ſcheint, als wäre dieſer Verſuch ſeit einiger Zeit 
als geſcheitert betrachtet! (Hört!) Aber die Regierung nimmt das Recht in 
Anſpruch, Millionen zu verausgaben, die bisher noch in keinem Budget ge⸗ 
ftanden. (Hört!) Wir find in der bloßen Vertheidigung gegen Thatſachen be⸗ 
griffen, welche die Regierung ſelbſt, nach ihren eigenen Ausführungen, nie⸗ 
mals als ein Recht bezeichnet hat. 

Wir haben einer thatſächlichen Macht gegenüber nur die Macht der ſitt⸗ 
lichen Ueberzeugung. Man kann uns aber nicht zumuthen, hinterher jenen 
Thatſachen den Stempel der Geſetzlichkeit zu geben. Die Adreſſe des Abg. 
Wagener ſtellt ſich ganz auf den Boden der Thronrede. Sie rühmt nicht 
nur, was die Regierung bisher gethan und was ſie jetzt thut; ſie billigt ſogar 
im Voraus, was ſie etwa in Jutunft thun wird. (Große Heiterkeit.) Die 
conſervative Partei ſcheint — nach Aeußerungen ihrer anerkannten Organe 
— auf einem geiſtigen Standpunkt angelangt zu ſein, wo jede Unterſcheidung 
aufhört. Mit welcher Stirn macht man uns noch fort und fort den Vor⸗ 
wurf, daß wir keine Anleihe bei Ausbruch des letzten Krieges bewilligten, 
wo die Thronrede ſelbſt bekennt, die günſtige Finanzlage des Landes habe 
eine ſolche erübrigt. Iſt nicht unſere Vorausſttt glänzend beſtätigt worden? 
Aber der Finanzminiſter muß ſich auch erinnern, daß der Regierung für 
Zwecke des Küſtenſchutzes und der Marine jede geforderte Summe in der 

ommiſſion zugeſagt wurde. Aber et wollte eine Anleihe oder Nichts. (Hört.) 
Der Herr Miniſter⸗Präſident mahnte an die Achtung der Bundespflicht. 
M. H.! Faſt in demſelben Augenblicke ſagte er ſich in der entſcheidenden 
Frage, wie wir ſpäter aus einem Erlaſſe deſſelben erſahen, von der Bundes⸗ 
pflicht los. (Hört.) Und wie kann in einer Adreſſe die Krone auf den Stand⸗ 
punkt eines bloßen Sachverſtändigen herabgeſtellt werden! In welchem 
Sinne aber betont ſie die Prärogative der Krone? Nicht in dem der Ver⸗ 
faſſungsurkunde, die keinen Widerſpruch zwiſchen dieſen und den Rechten des 
Volkes kennt, ſondern in einem Sinne, welcher das Bewußtſein von Rechten 
und Pflichten in dem Verhältnifje zwiſchen Krone und Volk tief erſchüttert. 

Eine ſolche Ausdehnung der Prdtogalibe führt zum Cäſarismus, die⸗ 
ſer aber ruft durch den unabwendbar ſich einſtellenden Mißbrauch der Ge⸗ 
walt Zuſtände hervor, welche einer guten wie ſchlechten Staatsgewalt das 
Regieren ſchwierig, zuletzt unmöglich machen. So viele auch ermüden mögen 
im Widerſtande gegen ſolche Verſuche, fo habe ich doch die Zuverſicht, daß 
die Mehrheit des preußiſchen Volkes auf dieſem Wege beharren wird. ya 
wir find auf eine ſehr unfruchtbare Arena gekommen, aber wir haben dieſen 
Kampfplatz nicht gewählt, wir begen keine Hoffnung auf ſchimmernde Gr: 
folge für heute und morgen. Aber wir ſind entſchloſſen, an dem Rechte 
unſeres Landes feſtzuhalten, um davon für die Zukunft zu erhalten, was 
wir halten können und ſichern in der Zuverſicht auf die Zukunft unſeres 
Vaterlandes. 8 

Um dieſe Stellung zu begründen, meine Herren, brauchen wir unſerer⸗ 
ſeits keine Adreſſe. (Wiederholtes Bravo.) 

Abg. Wagener (Neuſtettin). Der Hr. Referent hat den Sinn unſeres 
Adreßentwurfs mit großer Schärfe aufgefaßt, fo daß ich mich, edel Ab⸗ 
weichungen abgerechnet, ihm faſt durchweg anſchließen kann. Zuvörderſt muß 
ich ſagen, daß uns die Adreſſe nothwendig erſcheint, weil wir es nicht für 
ſtatthaft halten, die in der Thronrede ausgeſtreckte Hand unſeres Königs 
zurückzuweiſen. Wir wollen ſprechen, während Sie (die Mehrheit) das In⸗ 
tereſſe zu ſchweigen haben. Aber wir haben nicht entfernt daran gedacht, 
damit einen tendenzidſen Schachzug zu thun, um Sie in Verlegenheit zu 
bringen. Allerdings iſt es in parlamentariſchen Kämpfen gebräuchlich, den 
Vortheil ſeiner Gegner wahrzunehmen; aber hier liegt einer der Fälle vor, 
in denen Stillſchweigen viel beredter iſt, als das lauteſte Sprechen. Der 
Vorwurf des Herrn Referenten, wir hätten die Rüdfiht gegen den König 
verletzt, weil wir von ſeiner ſachverſtändigen Entſcheidung ſprechen, trifft uns 
nicht; er fällt darum in ſich zuſammen, weil der König als oberſter Kriegsherr 
allerdings wie die letzte, ſo die ſachverſtändige Entſcheidung in militäriſchen 
Dingen beſitzt. Außerdem halten wir feſt an dem Motive unſeres Entwurfs, 
das in der Thatſache der perſönlichen C:öffnung des Landtags durch den 
König liegt, weil fie den Nachdruck und den Ernſt beweiſt, mit welchem die 
Regierung die Verſtändigung ſucht. 2 

Der Herr Referent ſagt, daß auch das Haus einer Ausgleichung nicht ab⸗ 
geneigt ſei und ſie mit ganzem Ernſte ſuche, und daß dem Conflict wenig⸗ 
ſtens ſeine herbſte Spitze abgebrochen werden könne, nur dürfe man dem 
Haufe nicht zumuthen, ſich ſelbſt ins Unrecht zu verſetzen, während von Sei: 
ten des Gouvernements keine Conceſſionen in Ausſicht geſtellt oder zu er⸗ 
warten find. Aber, m. H., kein preußiſcher König kann nach meiner Ueber⸗ 
zeugung darin weiter gehen, als in der Thronrede geſchehen iſt. Ein König⸗ 
thum, das mit ſeiner Initiative zur Herſtellung der Verſtändigung weiter 
ginge, würde ſich in feiner Machtſtellung ruiniren. Ich muß die Möͤglich⸗ 
keit abweiſen, daß die Regierung das Budgetrecht in dem von Ihnen bean⸗ 
ſpruchten Umfange zugeben kann, und hoffe, Sie davon zu überzeugen (Wi⸗ 
derſpruch). M. H. Auch die Regierung hat den guten Glauben, das Bud⸗ 
anregt richtig auszulegen (ſtarker Widerſpruch). Ich proteſtire gegen die 

uffaſſung, als ob irgend eine Partei dieſes Hauſes ein Monopol auf gutes 
Gewiſſen habe. Um eines vorübergehenden und temporären Zugeſtändniſſes 
willen ſolle die Regierung ihre Poſition verlaſſen; denn wenn ſie von 7 — 
heut den Militäretat gegen das Zugeſtändniß des Budgetrechts eintauſchen 
wollte, ſo könnte jede nächſte Seſſion dies Arrangement zerſtören. In dem, 
was ſachlich zu geſchehen hat zur Beilegung des Conflicts, gehen wir nicht 
ſo weit auseinander, als es den Anſchein hat. (Widerſpruch links.) 

Wenn man das Militäriſch⸗Techniſche der Reorganifation an und für ſich 
anerkennt, dann kann man es nicht aus anderen Gründen verwerfen! Es 
iſt eine eigene Sache mit den Armeen und ihrem Gebrauch. Die Dänen 
ſahen die Urſache ihrer Niederlage gerade in dem Mangel deſſen, was bei 
uns durch die Militär⸗Reorganiſation erreicht worden iſt. (Unterbrechung. 
Meine Partei halt die Stellung des Abgeordnetenhauſes für eine maß⸗ 
gebende; aber wir halten auch daran feſt, daß das Herrenhaus ihm gleich⸗ 
berechtigt ift. Wir haben den gegenwärtigen Zuſtand als eine Anomalie 
anerkannt, aber wir konnten uns dem Ausdruck nicht anſchließen, daß dieſer 
Zuſtand verſaſſungswidrig ſei und daß die Regierung die Schuld daran 
trage. Die Schuld liegt da, wo die Unmöglichkeit des Einverſtändniſſes liegt. 
Da die Verfaſſungsurkunde ſelber für wage einer ſolchen nichts beſtimmt, 
ſo ergänzen wir ſie aus dem alten monarchiſchen Staatsrecht. (Aha!) Eine 
Autorität auf dieſem Gebiete des Rechts hier im Hauſe hat von den engli⸗ 
ſchen Königen geſagt, ihre Macht ſei übertragen auf eine Partei-Regierung 
und könne von ihnen eines Tags zurückgenommen werden. Ein anderer 
Schriftſteller der liberalen Partei, Dr. Fiſchel, hat erklärt: Auch in England 
kann ein Miniſter gegen die Majorität des Parlaments regieren, wenn er 
nur außerhalb des Weſiminſter im Volke auf die Majorität rechnen könne. 
(Sehr richtig!) Ich erwarte, daß die jetzige Regierung im Lande die Majo⸗ 
rität ſchon Faden wird. (Große Heiterkeit.) Die Prärogative der Krone ſind 
eben ſo beſtimmt in der Verfaſſungsurkunde garantirt, als das Recht des 
Art. 99. Der König ſoll doch über Krieg und Frieden verfügen können. 
Das darf ihm nicht durch übertriebene Benutzung des Art. 99 thatſächlich 
unmöglich gemacht werden. ö 

Das Haus kann — unter Rechtsverwahrung — in dem gegebenen Falle 
nachgeben, die Regierung kann es nicht, ohne zu bekennen, ihr Verhalten fei 
bisber verfaſſungswidrig geweſen. Hoffentlich eſtattet die Freude des Herrn 
Referenten, daß die Staatsregierung ohne Anleihe den Krieg geführt hat, die 


0 


— Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung welche Sonntag und Montag 
einmal an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 25. Jannar 1865. 


Annahme, daß er überhaupt das Procedere der Regierung in dieſer Sache 
genehmigt. War die Regierung die Vollſtreckerin Ihrer Wünſche, m. H., jo 
legen Sie ihr auch kein Hinderniß mehr in den Weg! Stellten Sie nicht 
die Legitimität eines Prinzen an die Spitze Apres rogramms? Nun, es 
haben ſich noch viel ſolche Bewerber gefunden! Wir ſtellen die Allianz zwi⸗ 
ſchen Deſterreich und Preußen an die Spitze unſeres auswärtigen Programms 
und fie iſt doch jo ziemlich feſt. (Große Heiterkeit.) Die Majorität dieſes 
Hauſes ſtelle ſich nur erſt auf den Standpunkt der Regierung, und es kann 
eine Reihe von Conceffionen: Verkürzung der Dienſtzeit, eine qualificirte 
Stellvertretung (oho!), ein Contingentsgeſetz, eintreten. Bei einem Gegen⸗ 
ſatz, über den kein Richter entſcheidet, ſiegt die Gewalt. Ich will Sie (zur 
Linken) nicht bitten, meinen und meiner Freunde Adreßentwurf anzunehmen, 
denn das thun Sie ja doch nicht. (Heiterkeit.) Setzen Sie nur die Conſe⸗ 
quenzen des Patriotismus über die der Parteiſtellung. Das Vater⸗ 
land kann manches entbehren, vielleicht ſogar einen Redner in dieſem Hauſe; 
was es aber nicht entbehren kann, das iſt ein ſtarkes, ſelbſtſtändiges König⸗ 
thum. An der Erhaltung dieſes Königsthums zu arbeiten, dazu, m. H., 
laſſen Sie uns die Hände reichen! (Bravo rechts.) 

Abg. Schulz⸗Borcken. Er müſſe Verwahrung einlegen gegen den 
Ausſpruch des Referenten, der einer Mißachtung feiner Partei gleichgekom⸗ 
men ſei, nämlich, daß die Majorität keine Adreſſe brauche. Jedenfalls hoffe 
er, daß ihn der Referent nicht widerſprechen werde, wenn er behaupte, daß 
auch die Minorität das Recht habe, eine Adreſſe einzubringen. Er und ſeine 
Parteigenoſſen hätten ein ſo gutes Gewiſſen, daß ſie nicht nöthig hätten, 
Mitglieder einer anderen Fraction zu verdächtigen. In dem Worte des Re⸗ 
ferenten habe aber die Verdächtigung gelegen, als ſeien er und ſeine Geſin⸗ 
nungsgenoſſen im Ginberftändnih mit der conſervativen Partei. Allerdings 
ſeien ſie in dieſer Frage einer Anſicht mit der conſervativen Partei (Hei⸗ 
terkeit links), aber der Ausdruck Einverſtändniß enthalte eine Verdächtigung. 
Der Referent habe nur zu bemängeln gehabt, daß ihre Adreſſe nicht von 
einem einflußreichen Parteiführer ausgegangen ſei. Der Erlaß einer Adreſſe 
ſei ſelbſt von den kleinſten Zeitungen bis zu den größten, von der Volks⸗ 
zeitung“ bis zur „Kölniſchen“, befürwortet worden. Dies habe der Referent 
nicht widerlegt, ſondern nur eine Auswahl allgemeiner Klagen über allerlei 
Mißſtände dem Haufe vorgeführt. Sein Haupteinwand gegen die Adreſſe 
ſei, daß das Haus ſchon ſo oft, nie aber mit Erfolg, eine Adreſſe an die 
Krone erlaſſen habe. Das ſei freilich richtig. Aber der Mangel an Erfolg 
liege nicht am Erlaß einer Adreſſe überhaupt, ſondern darin, daß das Haus 
ſolche Adreſſen erlaſſen habe. (Heiterkeit.) 

Die früheren 1 1 N hätten nicht blos Klagen über Dies oder Jenes, 
ſondern die bitterſten Anklagen gegen die höchſten Diener Sr. Majeftät des 
Königs enthalten. Daher ſeien fie erfolglos geweſen (Widerſpruch links). 
Das Haus möge es daher verſuchen mit ihrer Adreſſe, die die Rechte des 
Volks wahre, aber in anderem Geiſte als die früheren (die ſteigende Unruhe 
im Hauſe macht den Redner ſchwer verſtändlich). Es ſeien Uebelſtände zum 
großen Theil vorhanden, die Klagen ſeien gerechtfertigt, aber das ſeien doch 
nur Symptome einer Krankheit, die im Verfaſſungsconflict beruhe. Mit He⸗ 
bung des Confliets müſſe auch die Krankheit verſchwinden. Wenn das ges 
ſchehen ſei, würden fpecielle Anträge Erfolg haben. — In ihrer Adreſſe jei 
getreulich ausgeſprochen, was Land und Volk wünſche. Zunächſt: Sicherung 
der verfaſſungsmäßigen Rechte der Landesvertretung. Land und Volk wünſche 
Friede und Verföhnung zwiſchen Regierung und Volksvertretung. Jeder, der 
dagegen handle, verſündige ſich an der Wohlfahrt des ganzen Volkes. Sie 
verträten in ihrer Adreſſe die Intereſſen des Vaterlandes, während auf der 
anderen Seite nur die Intereſſen der Partei den Ausſchlag gäben. Die Forts 
ſchrittspartei ſtelle die Intereſſen der Partei höher als die des Baterlandes 
(Widerſpruch). Das Volk werde auch dies Verfahren verurtheilen (Heiter⸗ 
keit links). In der vorigen Se habe ein hervorragendes Mitglied der 
Fortſchrittspartei behauptet, da ‚fie Alle von verſöhnlichem Geiſte befeelt 
ſeien; er glaube dies auch und ſei überzeugt, daß wenn fie alle unabhängig 
von ihren Fractionsbeſchlüſſen ſtimmten, wenigſtens % der liberalen Partei 
für die Adreſſe ſtimmen würden (anhaltendes Gelächter). Er und ſeine Par⸗ 
teigenoſſen fanden eine Entſchädigung für ihre Iſolirung im Hauſe in den 
vielen zuſtimmenden Aeußerungen, welche ihnen aus allen Theilen des Landes 
zugegangen ſeien. Dieſe Adreſſe könne Jeder im Hauſe unterſchreiben, ohne 
dem Volke etwas zu vergeben. In der Thronrede wehe der Geiſt der Ver⸗ 
föhnung; in Anerkennung deſſen wolle er und feine Freunde durch die Adreſſe 
dat beitragen, daß man den Weg der Verſöhnung betrete. Er bitte des⸗ 
05 b 8 ſeine Adreſſe anzunehmen (Bravo der Clericalen. Zi⸗ 

en links). 

Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird angenommen. Es folgen einige 
perſönliche Bemerkungen. 

Abg. v. Ernſthauſen: Der Referent habe behauptet, daß die Nachbarn 
der Reichenſperger'ſchen Partei (die Conſervativen) die Vertreter des Abſolu⸗ 
tismus ſeien; er wiſſe nicht, weshalb er Abſolutiſt genannt werden konne. 
Er weiche von der Gegenpartei allerdings in der 8 einiger Verfaſ⸗ 
ſungsbeſtimmungen ab, er ſei aber deshalb noch kein Abſolutiſt, ſondern er 
wünſche die Aufrechterhaltung der Verfaſſung. 5 
Referent Abg. Tweſten: Er babe nur im Allgemeinen von der conſerva⸗ 
tiven Partei geſprochen. Es ſei ihm nicht eingefallen, Perſonen zu bezeichnen. 

Es erhalten nun das Wort die Antragſteller. Zunächſt für den Abg. 
Reichenſperger der Bor 

Abg. Oſterath (ſpricht unter großer Unruhe des Hauſes.) Eine Adreſſe 
ſei conſtit. Herkommen und niemals ſo dringend nothwendig geweſen wie in 
dieſem Augenblicke, wo die Thronrede Verſtändigung anbiete. Reichenſper⸗ 
ger's Entwurf laſſe alles Untergeordnete bei Seite und gehe nur auf die 
Hauptpunkte ein; die Mehrheit des Hauſes habe die jetzigen Zuſtände ver⸗ 
ſchuldet, ſie möge daher in ſich gehen und ihre Fehler gut machen. Schon 
oft habe die Minorität ihre warnende Stimme erhoben, wenn ein Beſchluß 
des Hauſes die Ausſicht auf Verſtändigung benommen. Und jetzt, nachdem 
es klar geworden, daß ſie Recht gehabt mit ihren Warnungen, wolle man 
noch keine Adreſſe? Von allen Seiten ſeien Zuſtimmungen zu ihrer Adreſſe 
eingelaufen, das ganze Land ſei mit ihr einverſtanden. (Widerſpruch links.) 
Der Referent habe die Geſinnungen der Minorität verdächtigt, und doch hätten 
er und ſeine Freunde, lange bevor der Referent in dieſem Hauſe ſeinen Sitz 
hatte und die — — von jetzt im Hauſe fehlte, treu zur Verfaſſung ge⸗ 
halten. (Vereinzelte Bravo's.) Der von ihnen angezeigte Weg zur Verſtän⸗ 
digung ſei der einzig mögliche. 

Der Miniſter Graf zu Eulenburg: Meine Herren, ich kann die Ab⸗ 
ſtimmung nicht vor ſich gehen laſſen, ohne Namens der Regierung die Ge⸗ 
nugthuung auszuſprechen, daß der Herr Referent dazu beigetragen hat, der 
Verhandlung von vorn herein einen Ton des Anſtandes (Bewegung und 
Verwunderung) zu geben, der an beſſere Zeiten erinnert. Er hatte Recht, 
daß der Knotenpunkt unſeres Auseinandergehens in der Löſung der Militär⸗ 
frage ruht und in den Conſequenzen, die ſich daran knüpfen. Das jetzige 
Miniſterium hat einen Zuſtand vorgefunden, den es nicht herbeigeführt hat 
und den es nicht herbeigeführt haben würde. Hätte es damals beſtimmend 
darauf einwirken können, es hätte dies in keiner andern Weiſe vermocht, ohne 
für die Rechte der Krone eine Verantwortlichkeit zu übernehmen. Das Mi⸗ 
niſterium iſt ebenſo wie die Majorität dieſes Hauſes in eine Stellung hinein⸗ 
gedrängt worden, die ſie, wenn hier res integra vorhauden geweſen wäre, 
niemals ſelber eingenommen hätte. Nun aber, meine Herren, handelt es ſich 
darum, einen faktiſchen Zuſtand zu beſeitigen, mit deſſen Wegfall auch die 
Conſeguenzen wegfallen würden. 

Ich bitte, vergegenwärtigen Sie ſich einen Augenblick unbefangen den 
Gegenſtand der Mılitärfrage, Denken Sie ſich einen Monarchen, der, durch 
und durch Soldat, die Bedeutung ſeines Heeres für ſich und ſein Vaterland 
in tiefiter Tiefe erfaßt hat, deſſen Sinnen von früheſter . eweſen iſt, 
dieſem Inſtitute eine ſolche Einrichtung zu geben, welche ſeine bisherige Kraft 
und Sicherheit ee und es zu einer weiteren Ausbildung führt, die es 
auf der erſten Stufe in Europa erhält — einen Monarchen, der endlich die⸗ 
ſes Mittel gefunden zu haben glaubt, der (auf welchem Wege es auch fe 
proviſoriſch dieſen Zustand herbeiführte und ſeine Durchführung für ſo wich⸗ 
tig und ſo nothwendig hält, daß er ſelbſt die Gefahr nicht ſcheute, das Land 
einem budgetloſen Zustande entgegenzuführen; denken Sie fi einen darauf 
folgenden ſiegreich geführten Krieg, den das Heer unter der Herrſchaft dieſer 
Reorganiſation gekämpft und die ſehr natürlich daran ſich knüpfende Schluß⸗ 
ange daß man zwar auch ohne fie hätte een konnen, jedoch nicht jo 

er, nicht fo, wenn ich ſagen darf, elegant geſiegt hätte (Verwanderun r 
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übt, fo dürfen wir hoffen, die Sehnſucht des 


deer Angelegenheit der Heeresreorganifation erfüllt zu 


als in dieſem Kriege; denken Sie ſich dazu, daß die Gefahr, welche man an 
einen budgetloſen Zuſtand geknüpft glaubte, als vorhanden ſich nicht erwies: 
und einem ſolchen Monarchen muthen Sie zu, von dieſem ſeinem Werke, zu 
deſſen Gunſten alle Thatſachen ſprechen, zurückzutreten und zu ſagen: „J 
und Meine Regierung wollen die Verſtändigung in der Weiſe ſuchen, daß 
Ich einen Theil desjenigen Werkes zerſtöre, welches Preußen groß gemacht.“ 
Das iſt ganz unmöglich! Weder der jetzige preußiſche Monarch noch ir⸗ 
end ein König Preußens wird von den Principien dieſer Armee⸗Reorgani⸗ 
ation und von den geſetzlichen Beſtimmungen, von welchen er glaubt, daß 
ſie nothwendige Correlate derſelben ſind, nur einen Funken hergeben. Und 
die Könige von Preußen werden — 5 beſtehn als die dreijährigen Sitzungs⸗ 
perioden des Abgeordnetenhauſes. M. H., wenn Sie auge daß ich auf⸗ 
richtig und wahr und ſo wie es vor Aller Augen liegt, ſpreche, wenn Sie 
ſebſt der Ueberzeugung ſich nicht verſchließen können, daß die Krone nicht 
jam Nachgeben zu bewegen iſt, ſo thun Sie das Beſte: machen Sie die Mir 
itärfrage nicht zum Probirſtein des Budgetrechts! Sie haben gekämpft für 
oder wider die Zweckmäßigkeit dieſer Reorganiſation, für die kürzere oder 
längere Dienſtzeit: dieſe Fragen können für Sie nicht jo wichtig ſein, daß 
Sie mit beſonderer Tenacität daran hingen, wenn Sie nicht 1 daß 
damit die Vertheidigung des Budgetrechtes zuſammenhinge. Meine Herren, 
geben Sie den Verſuch, Ihr Budgetrecht an der Militärfrage 
de probiren, auf, ſuchen Sie ein anderes Thema, an welchem Sie glau⸗ 
en, es geltend machen zu müſſen! Ich glaube aber, Sie werden keinen fin⸗ 
den, denn Sie werden die Regierung bereit ſehn, da, wo nicht faktiſche Um⸗ 
ſtände es unmöglich machen, Ihnen zu willfahren, und gern die Auslegung 
des Art. 99 zuzugeben, welche Sie wollen. 5 1 
Laſſen Sie dies Factum nicht aus der Welt verſchwinden, dann wird es 
uns Allen als Lehre dienen für künflige Zeiten, und der ganze Kampf, der 
eit 2 Jahren, und falls Sie in dieſem Punkte nicht nachgeben, unabſeh⸗ 
ar fortgeführt wird, kann mehr zum Heile des Vaterlandes dienen und 
mehr zur Entwickelung des Verfaſſungslebens beitragen, als wir jebt ahnen. 
Ueberlaſſen Sie die Bethätigung dieſer Anſchauung nicht Ihren Nachfolgern, 
legen Sie ſo ſchnell als möglich Hand an das Werk, Preußen einig zu ma⸗ 
Ar 1 N groß und ſtark, als es zu fein verdient. (Bravo rechts, Bir 
en links. 
An Grabow's Stelle übernimmt Vicepräſident v. Unruh den Vorſitz. 
bg. Dr. Löwe: Die Aeußerungen des Herrn Miniſters des Innern 
find von ſolcher Wichtigkeit und fo unerhört, daß wir es nicht von uns 
weiſen können, auch unſere Meinung auszusprechen. Wenn jemals Se. Maj. 
der König Urſache gehabt hat, zu ſagen: „Gott beſchütze mich vor meinen 
Freunden, vor meinen Feinden werde ich mich ſelbſt ſchützen“, ſo iſt es hier 
der Fall. Der Referent hat in feinem und der Mehrheit Namen die Erklä⸗ 
rung abgegeben, daß wir zur Verſtändigung bereit ſind. Wenn nun das 
conſtitutionelle Staatspraxis ſein ſoll, daß wir unſere tiefſten Ueberzeugun⸗ 
gen aufgeben ſollen, freiwillig aufgeben ſollen, dann war es überhaupt über⸗ 
flaſſig, ieder ntommen, und das conſtitutionelle Syſtem iſt alsdann abgethan. 
Aber es iſt ſchon einmal und von höherer Stelle, als der des Herrn Mi⸗ 
niſters, geſagt worden: „Kein Blatt Papier ſoll ſich zwiſchen mich und mein 
Volk drängen“ — und wir haben die Verfaſſungs⸗Urkunde. Wir haben ein 
anderesmal das „Niemals, Niemals, Niemals“ zu hören bekommen, und 
was durch dieſes „Niemals, Niemals, Niemals“ ausgeſchloſſen werden ſollte, 
das wird jetzt von der Regierung in Scene geſetzt und von jener Seite des 
Hauſes (der Rechten) gerühmt und erſtrebt. Auf den Boden einer Verſtän⸗ 
digung, wie ſie der Herr Miniſter ſich denkt, kann ich nicht treten: ſie würde 
das conſtitutionelle Syſtem nicht entwickeln, ſondern zu Grabe tragen. 

Er hat mit Recht geſagt, daß die conſtit. Praxis fich an einem beſtimmten 
Gegenſtand entwickelt, aber, m. H., nicht in der Art, daß man den Gegen⸗ 
ſtand aufgiebt und einen undern ſucht, an dem man das Syſtem übt. Das 
würde nur dazu führen, daß man immer wieder von vorn anfangen muß. 
Weun die Verſtändigung, die das Miniſterium bietet, darin beſtehen ſoll, daß 
wie unſer von uns anerkanntes Recht aufgeben, dann allerdings iſt mit 
dieſem Haufe keine Verſtändigung möglich. (Beifall) 

Der Schluß der Debatte wird beantragt und angenommen. Es ſol⸗ 
gen einige perſönliche Bemerkungen. 

Abg. Gneiſt: Ich habe in meinen Schriften behauptet, daß die Macht 
der eng liſchen Krone darum eine ſo erhabene iſt, weil das Königthum in 
England feine Macht nur innerhalb der Geſetze hat, nicht gegen dteſelben. 
In England regiert der König, aber er interpretirt nicht, und auch ſein Pre⸗ 
mier darf an Nichts weniger denken, als an eine Interpretation der Geſetze 

u Gunſten des Königs. Das iſt der Punkt, den Hr. Wagener und feine 
fa ausdauernd nicht verſteht. Auch wir freuen uns Über die Macht un: 
eres Königs, aber wir glauben, daß fie dann am größten iſt, wenn der 
König von Preußen in der glücklichen Lage iſt durch die Geſetze, und nicht 
gegen fie zu regieren. Darum wollen wir keine Adreſſe, ſondern Geſetzes⸗ 
vorſchläge, eine ſichere Hand, die wir erfaſſen können. (Beifall) ? 

. Dr, Joh. Jacoby: Der Abg. Wagener hat mir die zweideutige 
Ehre erwieſen, mich für feine Anſichten zu eitiren. Auch ich, behauptet er, 
halte die da ung 2 für eine Machtfrage. Aber das muß ich ablehnen. 
Eine ſolche Auffaſſung widerſtrebt ſowohl meinem Rechtsgefühl als meiner 
politiſchen Anſchauung. Ich verwerfe, ja ich verachte jede Macht, die nicht 
das Recht auf ihrer Seite hat. Ich habe auch die durch die Geſchichte be⸗ 
gründetr Ueberzeugung, daß das Recht jedesmal den Sieg davonträgt und 
daß auch das Recht des preußiſchen Volkes in dem gegenwärtigen Conflicte 
nicht unterliegen kann. 

Abg. Wagener: Ich glaube, Hrn. Gneiſt genau citirt zu haben, aber, 
wenn ich mich recht erinnere, iſt der betreffende Paſſus in der zweiten Auf⸗ 
lage fortgeblieben. Und auch gegen den Abg. Jacoby muß ich meine Be⸗ 


In die aufrecht halten und mir in der nächſten Sitzung die Ehre geben, | - 
m 


die von mir gemeinte Stelle aus einer ſeiner Reden vorzuleſen. 

Abg. Jacoby: Das werde ich abwarten. 

Nach dem Schlußreferat des Abg. Aßmann ſchreitet das Haus zur Ab⸗ 
immung und obwohl der Antrag der Referenten auf Ablehnung beider Adreſ⸗ 
en gerichtet iſt, ſo beſchließt man doch auf Anregung Oſterrath's und Wal⸗ 
eck's und mit Rückſicht darauf, daß die beiden Adreßentwürfe ſehr verſchie⸗ 
denen Inhalts ſind, über jede von beiden abzuſtimmen. Die von Reichen⸗ 
ſperger und Genoſſen wird mit Namensaufruf abgelehnt, und zwar 
mit 275 gegen 24 Stimmen. Die von Wagener und Genoſſen wird 
einfach mit Aberwiegendſter Majorität abgelehnt, nachdem Wagener auf na» 
mentliche ee hat. 

Unter Grabow's Vorſitz geht das Haus IH Wahlprüfungen über. Die 
Tribünen leeren ſich, die Verſammlung erweiſt dem Referenten wenig Auf⸗ 
merkſamkeit. 

Schluß der Sitzung 2½ Uhr. Nächſte Sitzung unbeſtimmt. 

4. Sitzung des Herrenhauſes, am 24, Januar. 

Eröffnung 11 Uhr 15 Minuten. Die Tribünen ſind ſchwach beſetzt, der 
1 leer. Nach Verleſung von Beurlaubungen und Commiſſionen, 
ſo wie eines Schreibens des Finanzminiſters, welches anzeigt, daß der 
Stagtshaushalts⸗Etat am I17ten d. dem Abgeordnetenhauſe vorgelegt ſei, 
theilt der Präſident Graf Stolberg mit, der Vorſitzende der Commiſſiou 
für die Wegeordnung habe beantragt, dieſelbe um fünf Mitglieder zu ver⸗ 
ſtärken, damit alle Provinzen gleichmäßig vertreten ſeien. Dieſer Antrag 
wird angenommen und hierauf zur Tagesordnung übergegangen. . 

Präfident Graf Stolberg: Che wir in die Berathung der Adreſſe ein⸗ 
treten, iſt mitzutheilen, daß von Herrn Blöͤmer ein Zuſatzantrag eingegan⸗ 
gen, der noch nicht hat gedruckt werden können. Derſelbe lautet: Das Her⸗ 
renhaus wolle beſchließen als Alinea 8 des Entwurfs zu ſetzen: 

„Allergnädigſter König und Herr! Wie in Ew. königl. Majeſtät landes⸗ 
väterlichem Herzen, ſo lebt in uns Allen der dringende Wunſch, den bekla⸗ 

enswerthen Gegenſaß befeitigt zu ſehen, welcher nun ſchon Jahre lang zwi⸗ 
en Allerhöchſtihrer Regierung und einem Theile der Landesvertretung obs 
waltet. Aber das Bedauern über dieſen Gegenſatz au in uns keineswegs 
die unerſchütterliche Ueberzeugung auf, daß die Selbſtſtändigkeit Preußens 
und ſeine Machtſtellung unter den europäiſchen Staaten eine feſte und ſtarke 
Regierung unbedingt erfordern, und wir werden deshalb in der Vertheidi⸗ 
gung der geheiligten Rechte der Krone unverbrüchlich zu Ew. könig. Maj. 
egierung — — Von der andern Seite begrüßen wir aber auch freudig 
Ew. Maj. erhabenes Wort, daß Allerhöchſtoieſelben entſchloſſen find, die 
Rechte, welche der Landesvertretung durch die Verfaſſungsurkunde eingeräumt 
worden ſind, zu achten und zu wahren. Wenn, wie es die Wohlfahrt des 
Landes erfordert, ſeine Vertretung dieſe Rechte, namentlich das verfaſſungs⸗ 
mäßige volle Recht zur Bewilligung der Ausgaben des Landes ſtets mit der 
unerläßlichen Mäßigung und Berückſichtigung der beſtehenden Verhältniſſe 
Se aterlandes nach einem beſrie⸗ 
digenden Abſchluſſe der hochwichtigen Sragen, über welche bis jetzt ein Ein⸗ 
verſtändniß nicht zu erzielen war, namentlich auch der geſetzlichen Erledigung 
eben. Bloemer als 
Antragſteller. Unterſtützt durch v. Bernuth, v. Gruner, Fähnigen, Dr. Schu⸗ 
bert, Dr, Tellkampf, Graf York v. Wartenburg.“ 
N Freiherr v. Gaffron, als Referent, will dem Dank des Landes gegen 


5 2 Anden e Ausdruck geben. Graf Arnim⸗ Boitzenburg desgleichen; er 


j 332 7 daß die Regierung am Ruder bleibe; das Herrenhaus ſchulde ihr 
lille Aſſiſtenz, wenn es ſich auch in den inneren Conflict nicht einmiſche. 
Graf Kraſſow desgleichen. In den Herzogthümern ſtände Macht und Recht 


Preußen zur Seite; 
ſtehe auf gleicher Höhe mit ihrer Unwiſſenheit. Das Verfaſſungsweſen ſe 


die Dreiſtigkeit der ae Sas die dies beſtreiten 


über Nacht zu uns gekommen aus einer Doctrin, die mit dem inneren Leben 


ch] Preußens im Widerſpruch ſtehe. Schon Göthe ſagte: „Nichts widerwärtiger, 


als Majorität.“ 

Hr. Blömer: Namens der Mitglieder des Hauſes, welche ſeinen Zuſatz 
unterſchrieben haben, müſſe er erklären, daß dieſelben dem Commiſſtons⸗ 
Entwurfe im Allgemeinen vollſtändig zuſtimmten. Nur zum 5. und 8. Alinea 
hätten dieſelben weitere Ausführungen gewünſcht. Bei dem fünften 
Satze hätten ſie jedoch ein beabſichtigtes Amendement fallen laſſen, 
weil daſſelbe bei der Uebereinſtimmung des Hauſes mit der Regierung 
unweſentlich ſei. Ad 8 hätten fie ſich jedoch für verflichtet gehalten, dem 
Standpundkte, auf welchem ſie bei dem Beſchluſſe vom 22. Januar v. J. 
geſtanden, Ausdruck zu geben. Er bitte, das Amendement, welches nicht ge⸗ 
ftellt ſei, um Zwiſt im Haufe zu erregen, ſondern um den Frieden in dem⸗ 
In zu erhalten, und deſſen Berechtigung nicht verkannt werden könne, ans 
zunehmen. a A g 

Herr v. Below. Es ſei Gebrauch, ſeine Rede an die des Vorredners 
anzuſchließen. Da indeſſen bereits ein Redner gegen das Amendement ein⸗ 
geſchrieben ſei, ſo wolle er dies unterlaſſen. Seit Jahrhunderten ſei Deutſch⸗ 
land immer mehr abgerundet, immer kleiner geworden, jetzt ſei zum erſten⸗ 
male der Fall eingetreten, daß ein Theil deſſelben, welcher ſtreitig geweſen, 
im Beſitze neu befeſtigt worden und hierbei habe die vielfach angegriffene 
Reorganiſation Gelegenheit gehabt, ſich vollkommen zu bewähren. Die 
preußiſche Politik unter der gegenwärtigen Regierung und im Allgemeinen 
auch unter den früheren, unterſcheide ſich von der ruſſiſchen Politik dadurch, 
daß die Erſtere ſtets die europäiſchen Verträge zu halten beſtrebt geweſen 
ſei, während die Letztere ſie zu umgehen geſucht habe. Preußen ſei jetzt für 
die Erhaltung der europäiſchen Verträge in den Krieg gezogen; die Regie⸗ 
rung habe erklärt, fo lange Danemark die Verträge halten werde, fei Preu⸗ 
ßen dazu genöthigt. Die Hohenzollern haben niemals dynaſtiſche Intereſſen, 
ſondern ſtets das Wohl des Landes im Auge gehabt. Hierin beſtehe ihr 
Ruhm und beruhe ihre Zukunft. Auch der Weg, den die Regierung jest in 
der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage eingeſchlagen habe, fei zum Wohle des 
Landes. Der engſte Anſchluß der Herzogthümer an Preußen in militäriſcher 
und maritimer Beziehung ſei nothwendig, denn nur, wenn ein Angriff auf 
die Herzogthümer auch ein ſolcher auf Preußen fei, ſei der Beſitz vollſtändig 
70 775 Es könne hier nicht über die Erbfolgefrage debattirt werden, es 
hätten aber ſeither viele ehemals Reichsfreie im Intereſſe des Ganzen auf 
ihre Rechte verzichten müſſen (ſehr richtig) und fo dürfte es jetzt auch wohl an 
ter Zeit ſein, daß Fürſten im ſelben a Fall, das Gleiche thun müßten. 
(Bravo.) (Während der Rede hat Graf Frankenberg das Präſidium über⸗ 
nommen.) 

Hr. v. Waldow⸗Steinhöfel: Er ſei mit der Adreſſe einverſtanden 
und wundere ſich, daß Bedenken gegen einzelne Punkte derſelben erhoben 
ſeien. Zuerſt wolle er ſich gegen die Bemerkung in Bezug auf Alinea 5 
wenden. Er kenne kein höheres Recht, als das der Eroberung, fanctionirt 
durch einen Friedensſchluß. Wolle man das Erbrecht gelten laſſen, dann 
würden ſich wohl Erbanſprüche auf jede einzelne preußiſche Provinz erheben. 
Preußen dürfe die Opfer für Schleswig⸗Holſtein nicht gebracht haben, ohne 
Vortheile dadurch zu gewinnen. Frankteich habe angeblich Italien befreit, 
aber der kluge Kaiſer habe Savoyen als Erſatz behalten, Auch gegen das zu 
Alinea 8 eingebrachte Amendement müſſe er ſich erklären. Die Adreſſe ſtelle 
für Preußen ein mächtiges Königthum obenan. Der Kern des Amende⸗ 
ments ſei, es ſollen die Rechte der Landesvertretung in der Ausgabe⸗Bewilli⸗ 
gung gewahrt werden. Mit dem Ausdruck „Budgetrecht“ ſei viel Mißbrauch 
getrieben, es ſei verſucht, unter demſelben Rechte zu uſurpiren und die Ver⸗ 
faſſung habe in dieſer Beziehung vielfache Deutung erfahren. Das Amende⸗ 
ment ſtelle fih auf die Seite der Gegner des Herrenhauſes und das letztere habe 
alle Urſache, ſich nicht den Anſchein zu geben, als wolle es jene beanſpruch⸗ 
ten Rechte ebenſalls unterftügen. In der Adreſſe liege die offenſte und herz⸗ 
lichſte Zuſtimmung zu den Schritten, walche Se. Maj. in feiner Weisheit 
verfügt habe und zu den Männern, welche demſelben dabei zur Seite ge⸗ 
ſtanden. Er bitte, die Adreſſe anzunehmen und das Amendement abzulehnen. 
Graf Stolberg hat das Präſidium wieder übernommen.) 

Hr. v. Senfft⸗Pilſach: Er müſſe Verwahrung einlegen gegen die 
i welche gegen die Rede Sr. Majeſtät und fogar gegen 
Se. Majeſtät ſelbſt im Abgeordnetenhauſe geſchleudert worden Feten‘ Er 
müſſe um jo mehr hſergegen Verwahrung einlegen, als es an der Zeit ſei, 
den tiefgefühlteſten Dank auszuſprechen ſowohl Sr. Majeftät als der Regie⸗ 
rung, welche ſich ſo glänzend bewährt habe. Redner knüpft hierauf an die 
Thronrede an und giebt einen langen hiſtoriſchen Ueberblick über die Ent⸗ 
wickelung der preußiſchen Marine unter dem großen Kurfürſten; dann geht 
derſelbe über zur Beleuchtung der Finanzverhältniſſe, conſtatirt, daß die Ver: 
e der Finanzen den Dank des Landes verdiene und ſucht die Noth⸗ 
wendigkeit des Bündniſſes zwiſchen Oeſterreich und Preußen darzuthun. In 
Betreff des Confliktes mit der Landesdertretung ſucht Redner zu beweiſen, 
daß das Abgeordnetenhaus von jeher die Verfaſſung zu untergraben geſucht 
babe, Unter Hinweis auf die bezüglichen Artikel der Verfaſſung bemerkt 
derſelbe, die Fortſchrittspartei habe bewirkt, daß Geſetze feſtgeſtellt ſeien, 
wodurch viele Familien ibr angeſtammtes Eigenthum verloren hätten, obgleich 
das Eigenthum unverletzlich fein ſolle; die großen Städte ſeien auf Betrteb 
der Fortſchrittspartei in der Steuerzahlung und Verwaltung dem Lande 
gegenüber bevorzugt; man wolle dem Könige die Befugniß und Macht ſtrei⸗ 
tig machen, ſich ſelbſt die Miniſter zu ernennen; die Verfaſſung, welche ein 
Inſtrument des Friedens ſein ſolle, werde zu einem Mittel, Feindſeligkeiten 
10 e benutzt. (Miniſter Graf Itenpliz nimmt am Miniſtertiſche 
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Wenn die Regierung den Uebergriffen den Demokratie nicht kräftig ent⸗ 
gegentrete, jo würde die Folge davon Revolution, Republik und Säbelregi⸗ 
ment ſein. Ganz beſonders ſei das Wählen der Joriſchrittspartei in den 
ſtädtiſchen Collegien hervorgetreten. Es ſei im vorigen Jahre in einer Reibe 
bon Artikeln der „Spenerſchen Zeitung“ klar dargethan, daß die Beſchlüſſe 
der berliner Stagtverordneten nichts ſeien, als ein Jaſagen zu dem Willen 
einer kleinen Reſſource. Es ſei merkwürdig, daß in Berlin große Summen 
für Sängers und Turnerfeſte und für das Rathhaus hergegeben würden, 
während man für die Armen ſo wenig ſorge, daß nicht einmal eine aus⸗ 
reichende Zahl von Kirchen vorhanden ſei; von je 100 in Berlin lebenden 
Menſchen fänden immer nur 10 in den Kirchen Platz. (Im Hauſe herrſcht 
große Unruhe.) Es ſei ſehr viel über Mecklenburg geſprochen worden, aber 
in Betreff der Kirchen geſchähe dort mehr für die Armen als hier. (Der 
Präſident unterbricht den Redner.) Das Abgeordnetenhaus mache Ans 
ſprüche auf die Rechte des engliſchen Unterhaufes, welche in Preußen 
jedoch nie beſtanden hätten. die Pflicht der Regierung, gegen aus: 
schreitende Beamtete und Zeitungen einzuſchreiten, ſei mit zu großer Milde 
gehandhabt, denn die demokratiſchen Zeitungen erſchienen immer noch. Es 
ſei gefagt worden, die öffentliche Meinung ſei die ſtärkſte Macht im Staate, 
das ſolle heißen, fie ſei auch ſtärker als die des Königs. Dies, ſowie der 
Ausſpruch, die Thronkede ſei in versöhnlichen Worten, aber nicht im vers 
ſobnlichen Sinne gehalten, ſei Majeſtätsbeleivigung. Redner ſchließt mit 
einem Hinweis auf das Verhalten der Geiſtlichen im ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Kriege und erklärt ſich für die Adreſſe. 

Fürſt Radziwill zur factiſchen Berichtigung: Die Bemerkung des Vor⸗ 
redners in Betreff der Beſchlüſſe der Stadtverordneten⸗Verſammlun 215 
unrichtig. In dem berliner Stadwerordneten⸗Colleaium ſei das Verhältniß 
der Foriſchrittspartei zu den übrigen wie 80 zu 30, dies ſei aber ein aus 
den Wahlen hervorgegangenes Reſultat. Daß die Wahlen ſo ausgefallen, 
daran trage die confervative Partei ſelbſt die Schuld, denn fie ſei zu den⸗ 
ſelben nicht erſchienen. 

Miniſter⸗Präſident: Ich ſage zunächſt den Herren D 
und den Rednern, welche die Adreſſe vertreten haben, meinen Dank für die 
wohlwollende Beurtheilung, welche die Tatil! der königlichen Regierung 
bei Ihnen — hat. Ich erlaube mir, in Uebereinſtimmung mit der⸗ 
jeuigen Yufla ung, welche die Majorität des Hauſes von dem inneren Con⸗ 
flict hat, einige Sätze hinzuzufügen, welche zwar nichts Neues fagen, aber, 
meiner Anſicht nach, Eniſtellungen gegenüber, durch welche fie verdunkelt 
werden, nicht oft genug wiederholt werden können. Die Baſis des conſtitu⸗ 
tionellen . iſt überall der Compromiß. Es iſt dieſe Baſis 
innerhalb der preußiſchen Verfaſſung um ſo nothwendiger, als ſie von vielen 
andern abweicht in Bezug auf das Budget und in Bezug auf die 3 Gewalten. 
Es ſind dies jene drei nicht abſolut gleiche, aber doch abſolut gleich berechtigte 
Gewalten, die neben einander geſtellt ſind. Keine von ihnen legt der Ver⸗ 
faſſung die Verpflichtung auf, ſich den beiden anderen oder einer der beiden 
anderen unterzuordnen. 5 } 

Ebenſo wenig legt die Verfaſſung einer der drei Gewalten das Recht 
auf: „sie volo, sie jubeo“ zu ſprechen, dem die Andern ſich zu beugen hät: 
ten. Das leichte und wohlfeile Mittel, den Conflict zwiſchen beiden Körpers 
ſchaften des Landtags dadurch zu beſeitigen, daß die Regierung die Verpflich⸗ 
tung anerkennt, jedesmal, wenn das Herrenhaus mit dem Abgeordnetenhauſe 
nicht übereinſtimmt, das Herrenhaus durch Ernennung von Mitgliedern in 
Uebereinſtimmung mit dem Abgeordnetenhauſe zu bringen, dies 
al verfaſſungswidrig ſchon um deshalb, weil es die Verfaſſung unter⸗ 


— 


ittel' halte 
t. Es führt dies zu dem Einkammerſyſtem, welches prineipiell ein 


Oberhaus annimmt, deſſen Nichtübereinſtimmung mit dem Unterhaufe gar 
nicht gedacht werden kann. Es befeitigt und untergräbt dann bes Im 
ftitut eines Herrenhauſes, einer erſten Kammer, eines Oberhauſes, wie man 
es nennen mag, welches gerade der Träger derjenigen Politik ſein ſoll, welche 
ſich nicht den Tages meinungen mit Leichtigkeit fügt, und den Regulator im 
Ballaſte des Landesſchiffes bildet. Ich halte eine ſolche Theorie im Wider⸗ 
ſpruch mit der preußiſchen Verfaſſung, und daſſelbe Experiment, welches ein 
liberales Miniſterium machen könnte, um ein widerſprechendes Herrenhaus 
durch Ernennung von Mitgliedern in Uebereinſtimmung mit dem Abgeord⸗ 
netenhauſe zu ſetzen, daſſelbe Experiment könnte demnächſt wiederum von 
einem conſervativen Miniſterium gemacht werden, und die Möglichkeit iſt doch 
ade ausgeſchloſſen, daß wir einmal ein conſervatives Abgeordnetenhaus 
aben. 

Und wenn wir dann eine liberale Majorität in dem Herrenhauſe hätten, 
ſo müßte man daſſelbe Experiment im entgegengeſetzten Sinne machen, wo⸗ 
durch die Zahl der Mitglieder bald eine zu bedeutende werden und das Her⸗ 
renhaus nur ein Schatteu des Abgeordnetenhauſes fein würde, was der Vers 
faſſung widerſpricht. Die Verfaſſung weiſt — ich wiederhole es — auf den 
Weg des Compromiſſes mit Nothwendigkeit hin. Dieſer Weg wurde verlaſ⸗ 
fen durch den Beſchluß des andern Hauſes im Jahre 1862 am 23. Dezbr., 
ein Beſchluß, deſſen . — der Regierung unmoglich war. Ich will 
nicht alle Schritte vertreten, welche die damalige Regierung im Jahre 1860 
in dieſer Angelegenheit gethan hat, nur ſo viel iſt gewiß, daß, als die jetzige 
Regierung eintrat, ſie den Streit in einer Lage vorfand, daß ſie glüdlich den⸗ 
ſelben nur ſchlichten konnte, indem ſie einen unmöglichen Beſchluß ausführte; 
nicht blos deshalb unmöglich, weil das Budget von 1862, was in ſeinen we⸗ 
ſentlichen Beſtandtheilen verworfen wurde, bereits verbraucht war, ſondern 
auch deshalb unmöglich, weil es für die Regierung eine Unmoͤglichkeit war, 
die De unge dee u 6 

ieſe Unmöglichkeit dauert auch jetzt noch fort, wie die Thronrede her⸗ 
vorgehoben hat. Beſonders dankbar bin ich den Herren len 155 
die Art und Meile, mit welcher fie die auswärtige Politik beehrt haben. 
Jeder praktiſche Geſchäftsmann kennt die Bedenken, welche der Veröoͤffent⸗ 
lichung darüber ſchwebender Verhandlungen entgegenſtehen, indem es font 
entweder ſein eigenes Ziel vorzeitig feſtlegt oder ein falſches Licht auf dieſes 
Ziel in den Augen anderer Unterhandelnder geworfen wird. Die Herren ſind 
verſichert und wollen ſich verſichert halten, daß in den ſchwebenden Verhand⸗ 
lungen die dieſſeitigen Intereſſen mit Feſtigkeit vertreten werden, und darf 
ich die ſichere Ueberzeugung ausſprechen, daß preußiſches Blut nicht umſonſt 
gefloſſen fein wird (Bravo! Brabol). 

Von der liberalen Seite iſt uns bei der Kritik der auswärtigen Politit 
ſehr häufig der Vorwurf in der Preſſe gemacht worden, — er wird auch in 
dem anderen Haufe vorausſichtlich gemacht werden, — daß wir die zukünf⸗ 
tige Geſtaltung der Herzogthümer uns dadurch erſchwert bätten, daß wir f 
ein Bündniß mit Oeſterreich eingegangen ſind. Ich glaube, meine Herren, 
daß die Nüplichteit dieſes Bündniſſes während der vergangenen Phaſe der 
Zukunft in ein helleres Licht wird geſtellt werden, als die bisherigen Ereig⸗ 
niſſe, ſo weit ſie vorliegen, es gethan haben, und als ich ſelbſt in dieſem 
Augenblick im Stande bin, es zu thun. Einſtweilen erlaube ſch mir zu bes 
merken, daß, wenn wir den Weg, den wir gegangen ſind, nicht gehen woll⸗ 
ten, uns im regelmäßigen Wege nichts anderes übrig blieb, als der des 
Bundeskrieges. Es iſt nun auch dieſer Weg mit mehr oder weniger Varia⸗ 
tionen in Bezug auf die Art, wie wir die Sache zu behandeln hätten, 
empfohlen worden. Nun liegt es auf der Hand, daß bei der Bundespflicht 
Oeſterreich nicht blos als einfacher Bundesgenoſſe, ſondern als Präſidial⸗ 
macht mitgewirkt haben würde, und daß neben Oeſterreich und viel entſchei⸗ 
dender die Majorität des Bundestags, nicht blos auf die Kriegführung, 
e die ſchließliche Geſtaltung der Herzogthümer niemals 17 
aben würde. 

Daß wir von dieſer Majorität eine wohlwollende Berückſichtigung der 
ſpeciellen preußiſchen Intereſſen zu erwarten gehabt hätten, als von dem be⸗ 
befreundeten und verbündeten Oeſterreich, das glaube ich, werden ſelbſt die 
Herren, die uns dieſen Vorwurf machen, nicht erwarten. Ich glaube, ſie 
machen ihre Vorwürfe nur, indem ſie ihre Conſequenzen nicht bis zum Ende 
ziehen und ſehen nicht, was die nothwendigen Reſultate geweſen wären, 
wenn man ihren Rathſchlägen folgte. Der Gedanke, daß der Krieg, den wir 
geführt haben, iſolirt für Preußen zu führen ſei, führt uns auf ein Feld der 
Conjecturalpolitik, das ich im Hinblicke auf meine amtliche Stellung zu be⸗ 
treten mir verſagen muß; nur ſo viel iſt gewiß, daß wir zu einem ſolchen 
Kriege ohne Oeſterreich, die Zuſtimmung der deutſchen Bundesregierungen 
nicht gehabt hätten, daß wir uns alſo außerhalb der preuß. Armee nur bäts 
ten auf Elemente ſtützen können, die entweder im Widerſpruch oder jedenfalls 
ohne Bewilligung der Regierungen ſich uns angeſchloſſen hatten; regelmäßige 
Truppen wären es nicht geweſen. Wenn ich mich auf dieſe wenigen Andeu⸗ 
tungen in Bezug auf ein Thema, welches alle Gemüther in dieſem Augen⸗ 
blicke weſentlich intereſſirt, beſchränke, fo wollen Sie darin nicht einen Mangel 
an Vertrauen zu Ihrer Uebereinſtimmung mit der Regierung ſehen, ſondern 
die Beobachtung der nothwendigen Rückſicht, welche mir die Oeffentlichkeit 
auferlegt. (Lebhaftes und anhaltendes Bravo.) 

Nachdem die Discuſſion geſchloſſen, ergreift der Referent von Gaffron 
noch einmal das Wort für den Commiſſions⸗Entwurf und gegen das Amende⸗ 
ment. Der Präſident ſchreitet hierauf zur Abſtimmung. Das Amendement 
wird verworfen. Während der namentlichen Abſtimmung über die Adreſſe 
verlaſſen die Miniſter deu Sitzungsſaal. Für die Adreſſe ſind von 90 abge⸗ 
rigen Stimmen 84, dagegen 6 und zwar die Herren: Hobrecht, Dr, Schu: 

ert, Dr. Tellkampf, v. Bernuth, Bloemer und von Gruner. 

„Der Präſident theilt am Schluſſe mit, daß Se. Majeftät die Com⸗ 
miſſion zur Ueberreichung der Adreſſe perſönlich empfangen 
werde. Zur Commiſſion wurden außer den drei Präſidenten die Herren: 
Ur. Brüggemann, Graf Burgbauß, Graf Kraſſow, von Gutzmerow, 
von Rochow⸗Pleſſow, Fürſt B. Radziwill, Fürſt Salm⸗Reiferſcheidt, Graf 
Solms⸗Baruth und von Meding durch das Loos beſtimmt. 


** * Glogau, 24. Jan. [Der Prozeß.] Heute Früh lie 
ßen fi, die Auſpizien für die Preſſe etwas günſtiger an. Als ich eine 
halbe Stunde vor Beginn der Sitzung in den gerichtlichen Audienzſaal 
kam, waren dienſtbare Geiſter vermittelnd eingeſchritten, und hatten 
ein Tiſchchen an die Barre geſtellt, woran 2 Berichterſtatter ſich placiren 
konnten; allein auf nachherige hohere Anordnung mußte dieſe impro⸗ 
viſirte Schreibſtätte wieder aufgegeben werden. Ich ſitze nun mitten 
unter den Zubörern auf einer Bank, vor der mir der Rand der Bal⸗ 
luſtrade als Pult dienen muß. So entwerfe ich meine Bleiſtiftſkizzen, 
von denen ich nur wünſche, fie mögen den Setzern und Leſern deutlich 
genug ſein. Die Verhandlung wurde unter ſteigender Theilnahme 
bis 3% Uhr fortgeſetzt und demnächſt nach geſchloſſenem Zeugenverhör 
eine Pauſe bid halb 5 Uhr anberaumt. Als der Prozeß bei Lampen⸗ 
und Kerzenbeleuchtung wieder begann, nahm der Staatsanwalt das 
Wort und beantragte am Schluſſe ſeines Plaidoyers gegen den Ange⸗ 
klagten Michaelis 6monatliche, gegen den Buchhändler Flemming 
zmonatliche Gefängnißſtrafe. 

Hiernächſt plaidirte der Vertheidiger in einem ſehr umfaſſenden, 
geiſtvollen und juridiſch begründeten Vortrage auf Freiſprechung. Nach⸗ 
dem der Vertreter der Staatsanwaltſchaft plaidirt hat, wird die Pur 
blikation des Erkenntniſſes, wie ſchon telegr. gemeldet, auf 
Sonnabend Mittag 12 Uhr anberaumt. 


——— ———— —ä— U— una 
Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Madrid, 24. Januar. Der Miniſterrath beſchloß heute, 
aus der Geſetzesvorlage über Vorwegerhebung der Steuern 
eine Cabinetsfrage zu machen. 

Hamburg, 24. Jan. Dem „Neuen Hamburg“ zufolge ſollen 
gegenwärtig Vermeſſungen zum Zwecke der Ueberbrückung der Elbe vor⸗ 
genommen werden, nachdem hierzu bereits vor einigen Tagen hanno⸗ 
verſche Ingenieure in Harburg eingetroffen ſind. — Nach demſelben 
Blatte iſt der Senat bereit, auf die beantragte Einſetzung einer gemein⸗ 
ſchaftlichen Kommiſſton des Senats und der Bürgerſchaft zur Prüfung 
der Valutenverhältniſſe einzugehen. 

Hamburg, 24. Jan. Die hier eingetroffene „Berlingſche Zei⸗ 
tung“ dementirt die Nachricht der „Kieler Zeitung“, daß die National⸗ 
bank in Kopenhagen die Auszahlung der Zinſen der ſchleswig⸗holſtein⸗ 
ſchen Schatzkammerſcheine verweigere. Die Nationalbank in Kopenhagen 
und ihre Filiale in Flensburg haben die fälligen Zinſen ausgezahlt. 

Verantwortlicher Nedacteur: Dr, Stein. 


Drud von Graß, Barth und Comp. (W. Jrievrich) in Breslau. 
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